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Die nationalsozialistische Wirtschafts‑ und Sozialpolitik

aus: „Informationen zur Politischen Bildung 123/126/127 (Neudruck 1978), S. 34 ff.

In den Jahren der Wirtschaftskrise waren die Nationalsozialisten nicht müde gewor​den, die Mißstände anzuprangern, die ver​antwortlichen Politiker als unfähig zu be​schimpfen und dem deutschen Volk nach einer nationalsozialistischen Regierungs​übernahme „Arbeit und Brot“ zu verspre​chen. Da diese Propaganda eine zentrale Rolle gespielt und in weiten Kreisen Hoff​nungen geweckt hatte, mußten Leistungen erbracht werden, wenn man nicht Gefahr laufen wollte, durch Enttäuschung Gefolg​schaft zu verlieren. Worauf es den National​sozialisten ankam, waren spektakuläre Maß​nahmen, die einerseits Aufsehen erregten und andererseits eine Massenbeschäftigung ermöglichten.

Am 1. Juni 1933 erschien das erste Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit, das die „Arbeitsschlacht“ einleitete. Von den arbeitsintensiven Vorhaben bildete der Bau von Autobahnen einen besonderen Schwer​punkt. Die vom „Verein zur Vorbereitung der Autostraße Hansestädte—Frankfurt—Ba​sel“ seit 1926 geschaffenen und im Vereins​organ „Autobahn“ veröffentlichten Pläne bildeten die Grundlage. Die NSDAP über​nahm mit dem Verein das gesamte bereits zur Baureife entwickelte Projekt und grün​dete die Gesellschaft „Reichsautobahnen“. Bereits am 23. September 1933 erfolgte durch Hitler persönlich bei Frankfurt der erste Spatenstich. Bald waren an den ver​schiedenen Baustellen über 100 000 Arbeiter beschäftigt. Der Stundenlohn der Hilfsarbei​ter betrug (1936:) 62,2 Pfennige (1928: 75,2; Preis für 1 kg Brot 1936: 32 Pf, für 1 kg Kalbfleisch: 216 Pf). Bis 1938 wurden von den geplanten 7000 Kilometern des Haupt​autobahnnetzes 3000 Kilometer fertigge​stellt, während des Krieges konnten nur noch etwa 800 km dem Verkehr übergeben werden.

Gleichzeitig mit dem Straßenbau lief das Programm für die Parteibauten an, die in Berlin, Nürnberg und München errichtet werden sollten. Für die Reichshauptstadt, die „Stadt der Reichsparteitage“ und die „Hauptstadt der Bewegung“ hatte Hitler eine Reihe zum Teil gigantomanischer Pro​jekte vorgesehen, um das Gesicht dieser Städte umzuprägen und sie zu „Denkmä​lern“ des neuen Reiches zu machen. Auch auf dem Sektor des Wohnungsbaues wur​den durch Renovierung von Altbauten und durch Neubauten weitere Arbeitsplätze geh schaffen. Die Zahl von 313 000 bezugsfertigen Wohnungen (durchschnittliche Jahres​leistung 1928 bis 1930) wurde allerdings erst 1937 erreicht (1933: 178 000; 1934: 283 900; 1935: 241 000; 1936: 310 500; 1937: 320 000), um dann infolge der Schwerpunktverlage​rung der Bautätigkeit auf Kasernen und Rü​stungsprojekte sofort wieder stark abzusin​ken (1938: 285 200; 1939: 206 200; 1940: 105 400).

Wesentlich trugen zum Abbau der Arbeits​losigkeit selbstverständlich auch die Einbe​rufungen zur Wehrmacht (Einführung der allgemeinen Wehrpflicht: 16. März 1935) und zum Reichsarbeitsdienst (RAD) bei (Arbeits​dienstpflicht seit 1. Juli 1935). Das Heer um​faßte 1936 bereits wieder 34 Divisionen (1932: 10) mit etwa 320000 Soldaten (1938: 52 Divisionen), zum RAD waren ständig zwischen 200000 und 300000 junge Männer eingezogen.

Trotz aller dieser Maßnahmen sank die Zahl der Arbeitslosen erst 1937 unter die Millionengrenze (Jahresdurchschnitt 1931 : 4 500 000; 1933: 4 800 000; 1934: 2 700 000; 1935: 2 100 000; 1936: 1 600 000; 1938: 429 000; 1939: 119 000). In diesem Jahr er​reichte auch die Zahl der in der Industrie Beschäftigten den Stand von 1929: 6,2 Mil​lionen. Beides weist darauf hin, daß erst die nach dem Vier‑Jahres‑Plan (September1936 verkündet) einsetzende Rüstungshochkon​junktur und die wirtschaftlichen Autarkie​bestrebungen jedermann in Deutschland die versprochene Arbeit und das verheißene Brot zu bringen vermochte. Dieses Brot blieb allerdings reichlich schmal.

Im Unterschied nämlich zu den Wirtschafls​belebungs​maß​nah​men z. B. in Roosevelts New‑Deal-Po​li​tik zielte Hitlers Arbeitsbe​schaffung nicht in erster Linie auf eine An​kurbelung der Verbrauchsgüterindustrie über eine steigende Kaufkraft. Das Konzept der Nationalsozialisten sah vielmehr haupt​sächlich eine Steigerung der Produktions​güter‑ und Schwerindustrie vor, um die geplanten Rüstungsvorhaben verwirklichen zu können. Dies bedingte die Beibehaltung der in der Wirtschaftskrise eingeführten Minimallöhne, so daß trotz Beseitigung der Arbeitslosigkeit der Konsum niedrig gehal​ten wurde. So verdiente z. B. ein Bergarbei​ter je Schicht 1928: 8,10 RM; 1932: 6,58 und 1938: 6,91 RM; der Stundenlohn eines Indu​striefacharbeiters lag im Durchschnitt 1929 bei 101,1 Pfennigen, 1932 bei 81,6 und 1938 bei 78,8. Die Verbraucherpreise z. B. für Le​bensmittel sanken jedoch nicht gleichzeitig, – bei einigen Artikeln stiegen sie sogar an. (Je kg Weizenmehl 1932: 55,5 Pf und 1937: 47,8; Zucker 1932: 74,6 und 1937: 76,7; Kalb​fleisch 1932: 160,4 und 1937: 209,4; Butter 1932: 278,3 und 1937: 312,4).

Die „Rettung des deutschen Bauern“ hatte Hitler in seiner programmatischen Erklärung vom 31. Januar 1933 als zweiten Schwer​punkt seiner Wirtschaftspolitik neben dem „umfassenden Angriff gegen die Arbeitslo​sigkeit" genannt. Binnen vier Jahren müsse „der deutsche Bauer der Verelendung ent​rissen“ sein. Die Lage der Landwirte war in​folge des Verfalls der Agrarpreise und der daraus resultierenden Verschuldung in der Tat ungünstig. Die Sanierungsversprechun​gen der NSDAP hatten der Partei in den letz​ten Jahren vor 1933 einen beträchtlichen Stimmenzuwachs beider Landbevölkerung gebracht. Die nach der Machtübernahme durch den Reichsbauernführer Darré einge​leiteten Maßnahmen brachten aber auch auf diesem Sektor keine echte Hilfe. Die Förde​rung des an sich aufgrund der natürlichen Gegebenheiten am wenigsten rentablen Ge​treideanbaus und die Herauslösung der deutschen Landwirtschaft aus dem interna​tionalen Markt dienten der geplanten Autar​kie, nicht der Einnahmeerhöhung der Land​wirte. (...) Die Blut‑ und Boden‑Ideologie des Natio​nalsozialismus bewirkte, daß neben den wirtschaftlichen Erwägungen zur Erreichung einer größtmöglichen Autarkie auch stark emotionale Gesichtspunkte in der Landwirt​schaftspolitik maßgeblich wurden. Man ver​langte etwa für den Erbhofbauern den Arier​nachweis bis 1800 und wollte durch Schaf​fung von Siedlerstellen der Verstädterung entgegenwirken. Da hierzu aber eine Auflösung des Großgrundbesitzes erforderlich gewesen wäre und diese mit Rücksicht auf die einflußreichen Eigentümer weitgehend unterblieb, kam die groß angekündigte Innenkolonisation nicht über Anfänge hinaus.

(...)

Unter „Sozialismus“ verstanden die Natio​nalsozialisten nicht jene konkreten Maß​nahmen zur Sicherung des sozial schwäche​ren Partners vor den wirtschaftlich Mächtigen (wie z. B. Tarifvereinbarungen, Versicherungsschutz, Altersversorgung, Be​triebsräte, Mitbestimmung, Beteiligung am Firmengewinn usw.), die allgemein als spe​zifisch für soziale Bemühungen gelten. Viel​mehr ging es Hitler im wesentlichen um die Schaffung einer geschlossenen und ein​trächtigen Volksgemeinschaft, in der alle Interessengegensätze überbrückt würden durch das allen gemeinsame stolze Gefühl, Deutsche zu sein und für das „neue Deutschland“ einen Beitrag leisten zu dür​fen. Der nationalsozialistische Sozialismus, so verkündete man, kenne aus diesem Grunde weder Bürger noch Proletarier, son​dern nur Deutsche; sowohl die Arbeiter der Stirn wie die der Faust würden für die Her​beiführung der künftigen Größe des Reiches eingespannt; die Deutsche Arbeitsfront führe Arbeitgeber und Arbeitnehmer zum Arbeitsfrieden. Hinter diesen Schlagworten verbarg sich das Bemühen, alle in der Ge​sellschaft natürlicherweise gegebenen Span​nungen aufzuheben und durch eine alle „Volksgenossen“ erfüllende Berauschung an einem kämpferischen Nationalgefühl zu ersetzen. Natürlich wurde auf diese Weise die Arbeiterschaft keineswegs im Sinne eines positiven Engagements gewonnen, wohl aber ruhig gehalten bzw. als politi​sche Kraft neutralisiert. Unter dem Vor​wand, die Welt sei voller Neider und Feinde, wurden alle Divergenzen im Innern gewaltsam unterdrückt und alle Aktivität auf Leistungssteigerung und Wehrhaft​machung ausgerichtet.

Arbeitsbeschaffung, Aufrüstung und Sanie​rungsmaß​nah​men erforderten Summen, die auf normalem Wege über Steuern und An​leihen nicht zu beschaffen waren. Hinzu kam als zweites Problem, wie man bei ge​drosseltem Export den erhöhten Rohstoff​importbedarf für die Rüstungsindustrie be​zahlen sollte. Für beides schuf Reichsbank​präsident (ab 1934 auch Reichswirtschafts​minister) Schacht Rat. Schachts Finanzie​rungsverfahren basierte auf dem System der sogenannten Mefo‑ (Abkürzung für Me​tallforschungs‑GmbH) Wechsel. Es handelte sich um eine Investitionshilfe, die in Form von verschleierten Krediten insbesondere den großen Schwerindustriebetrieben zu​gute kommen sollte. Man vermied den Aus​druck „Kredit“, um in der Bevölkerung keine Inflationsangst zu wecken, und wählte den Begriff „Wechsel“. Diese Wechsel wa​ren von der Reichsbank garantiert. Die In​haber konnten sie über die Banken in bares Geld einlösen. Die Banken gingen infolge der Reichsbanksicherung dabei kein Risiko ein, so daß die Mefowechsel an Stelle barer Kassenbestände gehalten wurden. Auf diese Weise wurde alles Bargeld in den Wirt​schaftskreislauf gebracht, ohne daß eine inflationäre Banknotenvermehrung notwen​dig gewesen wäre.

Nach Schachts Plan sollte nach fünf Jahren die Rückzahlung beginnen, da die inzwi​schen sanierte Wirtschaft ihre Einnahmen bis dahin entsprechend gesteigert haben mußte. Eben diese Rechnung aber ging nicht auf, da die Produktion von Rüstungs​gütern diese Einnahmen nicht erbracht hatte und Hitler außerdem keine Rückzahlungs​mittel zur Verfügung stellte. Schacht schied am 20. Januar 1939 aus dem Amt, da er den einzigen Ausweg, der blieb, die Ingangset​zung der Notenpresse, nicht akzeptieren wollte. Der Geldumlauf, der 1928 6,6 Milliar​den, Anfang 1935 5,6 und Anfang 1938 7,6 Milliarden betragen hatte, stieg über 10,4 Milliarden (Ende 1938) auf 14,5 Milliarden (Ende 1939), um schließlich die im höchsten Maße inflationäre Summe von 56,7 Milliar​den (Anfang 1945) zu erreichen.

Die Frage der Import‑/Exportrechnung bzw. des Ausgleichs der Handelsbilanz löste Schacht durch seinen „Neuen Plan“. Es sollte nur noch auf Warenbasis Handel ge​trieben werden. Da aber auch Devisen be​schafft werden mußten, um die Rohstoffe einkaufen zu können, die auf dem Tausch​wege nicht erworben werden konnten, wur​den bestimmte Waren unter dem Weltmarkt​preis verkauft. Der Import von Erz stieg um 132%, von Erdöl um 116%, von Kautschuk um 71%. Gleichzeitig schwand der Goldbe​stand von 2,3 Milliarden (1929) auf 66,5 Millio​nen (1936) und der Devisenbestand von 413 Millionen(1929) über 24,5Millionen (1936) auf 15,5 Millionen (1943). Die Reichsschulden wuchsen von 7,1 Milliarden (1928) auf 16,0 Milliarden (1937), erreichten 1939 die Höhe von 30,6 Milliarden und 1945 von 380 Milliar​den! Bei dieser maßlosen Zerrüttung des Wirtschaft‑Geld‑​Ge​füges, die dem einzel​nen ungeheuren Schaden zufügte, können einzelne Manöver, wie z. B. die Finanzierung des Volkswagenwerkes durch die Bei​träge von Hunderttausenden von Sparern, die niemals die Autos in ihren Besitz be​kamen, nicht mehr verwundern.

Die NS‑Führung hatte sich bereits daran ge​wöhnt, alle Mahnungen und Vorhaltungen beiseitezuschieben und die zahllosen Gläu​biger auf die Zeit nach dem Endsieg zu ver​trösten. Bereits 1936 sagte Göring vor Indu​striellen: „... Es ist kein Ende der Auf​rüstung abzusehen ... Wenn wir siegen, wird die Wirtschaft genug entschädigt wer​den. Man kann sich hier nicht richten nach buchungsmäßiger Gewinnrechnung, son​dern nach den Bedürfnissen der Politik. Wir spielen um den höchsten Einsatz. Wir ste​hen bereits in der Mobilmachung und im Krieg, es wird nur noch nicht geschossen.“

